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Demonstration des Deutschen Gewerkschaftsbundes
1. Mai , 11.00 Uhr von U-Rödingsmarkt zum Fischmarkt

Nach Berechnungen von ver.di fehlen 
in Hamburg 4200  Pflegekräfte. Die Be-
schäftigten, die dies durch Mehrarbeit 
ausgleichen müssen, sind am Ende ihrer 
Kräfte, können nicht mehr. In Deutsch-
land muss eine Pflegekraft zehn Pati-
enten versorgen, in der Schweiz sind es 
fünf, in Norwegen vier.

Die Gewerkschaft kämpft für eine 
neue Personalbemessungsgrenze, die 
dafür sorgt, dass Pflege nicht krank 
macht.

Alle Hamburger können diesen Ar-
beitskampf unterstützen, indem sie 
den Hamburger Appell für mehr Kran-
kenhauspersonal unterstützen. Erfolge 
wurden bereits in Berlin an der Charite 
und im Saarland beim öffentlichen Kli-
nikum in Bad Homburg erzielt. Aber die 
privaten Krankenhauskonzerne (wie As-
klepios, Schön-Kliniken, ... weigern sich 
Tarifverhandlungen auch nur aufzuneh-
men. Bereits einen Tag nach der Wahl im  

Saarland, streikten die Beschäftigten der 
Kranklenhäuser für ihre Interessen. 

Veränderungen, ja auch nur Verbes-
serungen der Arbeitsbedingungen, hö-
here Löhne, bessere Sozailleistungen 
bekommen die arbeitenden Menschen 
nicht von oben geschenkt, sondern 
müssen sie sich mit ihren Gewerkschaf-
ten  hart erkämpfen.

Die Arbeit vieler - insbesondere jun-
ger Menschen - ist prekär und unstetig. 
Sie müssen sich als Flexibilitäts-Reserve 
des Kapitals mit Mini-Jobs, in Leiharbeit 
oder (unfreiwillig kurzer) Teilzeitbe-
schäftigung durchs Leben mühen. Doch 
während Millionen Menschen unter Un-
terbeschäftigung und ungenügendem 
Einkommen leiden, wird von Millionen 
anderen Vollzeit-Erwerbstätigen immer 
häufiger „Arbeit ohne Ende“ verlangt. 
Das hat - bis hin zu Burnout und De-
pressionen - negative gesundheitliche 
Folgen. So fehlt die notwendige Balan-

ce zwischen Beruf und Leben. Das wol-
len wir so nicht länger hinnehmen! Wir 
wollen besser leben, wollen streiten für 
ein besseres Leben nicht nur für eini-
ge, sondern für alle. Deshalb setzen wir 
Kommunisten uns auch für eine deut-
liche Reduzierung der Arbeitszeit auf 30 
Stunden bei vollem Lohnausgleich ein. 
Das würde auch dazu führen, dass zahl-
reiche Stellen neu besetzt werden müs-
sen und die Arbeitslosigkeit verringert 
wird. Aber auch eine Arbeitszeitverkür-
zung  bekommen wir nicht geschenkt, 
Genauso wenig wie eine Rückkehr zur 
Rente mit 65. 

Offensichtlich ist nicht der Kollege 
mit Migrationshintergrund unser Geg-
ner, nicht er nimmt uns den Arbeitsplatz 
weg, sondern die Unternehmen, die nur 
dem Profitprinzip folgen. Gegen die-
ses System gehen wir am 1. Mai auf die 
Straße.
us
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Wandbild - Stadtteilschule Neustadt 2017

Seitdem Martin Schulz zum Kanzler-
kandidaten der SPD gekürt wurde, wird 
er in den Medien groß als Hoffnungsträ-
ger und Veränderer gefeiert. Die Ham-
burger Morgenpost widmete ihm nach 
seinem Besuch des Theodor-Heuss-
Gymnasiums in Pinneberg sogar eine 
ganze Doppelseite. In den Umfragewer-
ten zur Bundestagswahl liegen SPD und 
CDU nahezu gleich auf, zeitweise liegt 
die SPD sogar knapp vor der CDU.

Das hat der SPD  einen enormen Zu-
lauf, angeblich ca. 13.000 neue Mitglie-
der, beschert.

Bei der riesigen Euphorie um Martin 
Schulz scheint es, als hätten die Men-
schen vergessen, wer für Hartz IV, Leih-
arbeit, Niedriglöhne und Rentenkür-
zung verantwortlich ist. 

Es war die SPD mit ihrer Agenda 2010,   
die auch von den Grünen mitgetragen 
wurde. Dies stürzte Millionen Menschen 
in Armut. Erinnert sei ebenso die Rente 
ab 67, beschlossen durch die große Ko-
alition aus CDU und  SPD.  All dies dient 

einzig den Banken und Konzernen zur 
optimalen Gewinnmaximierung.

An dieser Politik wird  Martin Schulz 
nichts ändern, auch wenn er eingesteht, 
dass bei der Agenda 2010 Fehler ge-
macht worden seien, er schlägt lediglich 
vor, dass das Arbeitslosengeld 1 länger 
gezahlt werden soll, bei Hartz IV ist nach 
seinen Äußerungen keine Änderung 
vorgesehen.

Selbst eine mögliche Regierungsbe-
teiligung der Linkspartei ( Rot-Rot-Grün 
) wird an dieser Politik nichts ändern, da 
die Spitze der Linkspartei im Gegensatz 
zur Basis bereit ist  für eine Regierungs-
beteiligung  ihre wichtigsten Forde-
rungen aufzugeben,  um regierungsfä-
hig zu werden. Dies wird bereits in eini-
gen Bundesländern praktiziert, so haben 
SPD und Linkspartei gemeinsam in Ber-
lin Sozialwohnungen privatisiert und in 
Brandenburg für  Abschiebungen nach 
Afghanistan gestimmt. Deutlich wird 
dies auch in Thüringen, wo die Linkspar-
tei den Ministerpräsidenten stellt und 

eine Koalition mit der dortigen SPD ein-
gegangen ist.

Damit wenden sich Teile der  Links-
partei nicht nur gegen ihre eigenen 
Forderungen sondern auch gegen 
ihre eigenen Wähler Dies ist  einer der 
Ggründe für das Antreten der DKP zur 
Bundestagswahl, wir wollen den linken 
Flügel der Linkspartei, der nichts von 
Kungeleien hält,  stärken..
Andre

Martin Schulz          neuer Kanzerkandidat - alte SPD Politik 

Die Bürgerinitiative  „Gute Inklusion 
für Hamburger Schüler und Schüle-
rinnen“ hat binnen weniger Wochen 
mehr als 10 000 Unterschriften gesam-
melt. .

Wir Kommunisten unterstützen die-
se Kampagne ebenfalls.  Sie fordert 
vor allem eine bessere Ausstattung der 
Schulen und deutlich mehr Personal vor 
allem im Bereich der Inklusion.

Zu Recht wird darauf hingewiesen, 
dass Inklusion sich nicht allein auf Kin-
der mit gesondertem Förderbedarf 
beziehen darf. „Gute, inklusive Schule 
nutzt die Chancen einer umfassenden 
Inklusion: Geschlecht, Behinderung, 
Begabung, Sprache und Kultur sind 
allesamt Schätze unserer sich verän-
dernden Gesellschaft“.

Bereits in den 20er Jahren forderte 
die KPD „Eine Schule für alle“. Ziel ist 
es, allen Jugendlichen, vor allem auch 
aus dem Bereich der Arbeiterschaft, 

eine weitergehende Bildung zu ermög-
lichen. Die Gesamtschulen waren ein 
erster Schritt, obwohl daneben immer 
das gegliederte Schulwesen bestand. 
Hier konnte durch gezielte Förderung 
zahlreichen Schülern ein besserer Schul-
abschluss vermittelt werden. Mit der 
Einführung der Stadtteilschulen, die sich 
anders als die Gesamtschulen als Teil des 
gegliederten Schulwesens verstehen 
müssen, wurde dieser Versuch beendet. 
Die Stadtteilschulen sind zu „Restschu-
len“ verkommen. Die Hamburger Leh-
rerzeitung der GEW fragt, ob Schüler auf 
den Stadtteilschulen „abgestempelt“ 
seien.

Der Run auf die Gymnasien nimmt zu, 
alle die es nicht schaffen, die nach der 6. 
Klasse vom Gymnasium auf die Stadt-
teilschule zurückgestuft werden, haben 
Angst um ihre Zukunft.  

Gleichzeitig werden die Anforderun-
gen immer höher geschraubt. „Fordern“ 

nicht „Fördern steht im Mittelpunkt. Mit 
zahlreichen Tests wird der Leistungs-
druck erhöht. Es wird auswendig gelernt 
und abgefragt. 

Das hat nichts mit einer Schule zu 
tun, in der die Entwicklung der Fähigkei-
ten der Schüler im Mittelpunkt steht. Wir 
wollen eine Erziehung und Bildung zu 
Menschen, die sich und die Welt erken-
nen und diese bewusst gestalten kön-
nen. Dazu müssen sie eigene Positionen 
entwickeln und zu selbständigem und 
kritischem Lernen angeregt werden, so 
dass sie in diesem Prozess selbständige 
Persönlichkeiten werden. 

Das heißt auch, dass Schüler an der 
Gestaltung des Unterrichts und bei der 
Bestimmung der Lerninhalte mitwirken. 

Das Zwei-Säulen Modell ist offen-
sichtlich gescheitert, ebenso wie das 
Abitur nach zwölf Jahren.

Wir bleiben bei unserer Forderung : 
„Eine Schule für alle“.                                  us



Nordlichter Mai 2017 Seite  3 

Wie weit reicht 
das Gedächtnis 
eines Hambur-
ger Polizisten ?
Wie kurz es ist, 
zeigten  zwei Zivil-
fahnder der Ham-
burger Polizei, 
die innerhalb einer Stunde drei Mal den 
betrunkenen Ghanaer Obang A. kontrol-
lierten. Scheinbar hatten sie das Ergebnis 
ihrer vorigen Kontrolle vergessen. Dann 
konnten sie sich aber sehr konkret an einen 
Messerangriff (war es bei der dritten oder 
gar der vierten Kontrolle ?) erinnern. Dies 
führte jedenfalls zu Schüssen, die den be-
trunkenen Ghanaer schwer verletzten. Was 
machen nun unsere beiden so coolen Poli-
zisten, sie lassen den Verwundeten erstmal 
in seinem Blut liegen und sperren den Tat-
ort mit Band ab.                                               us  

Etkar André
Stolperstein in Barmbek verschwunden

An der Adlerstraße 12 in Barmbek-Nord 
erinnerte  jahrelang ein Stolperstein an 
den am 4. November 1935 im Hambur-
ger Untersuchungsgefängnis mit dem 
Handbeil hingerichteten KPD-Politiker 
Etkar André. 1894 in Aachen geboren 
und in einem Waisenhaus in Lüttich, 
Belgien, aufgewachsen, schloss sich 
André zunächst der SPD an. 1922 kam 
er nach Hamburg und trat hier 1923 
der KPD bei. Schon bald  gehörte er zu 
den angesehensten Kommunisten im 
Bezirk Wasserkante. Er war maßgeb-
lich am Aufbau der antifaschistischen 
Schutz- und Wehrorganisation der KPD, 
dem RFB, beteiligt. „André war mehr Ak-
tivist als Parteifunktionär, er sah sich als 

Mann von der Straße, begegnete seinen 
Mitmenschen in Augenhöhe und mit 
Respekt, gleichzeitig galt er als umsich-
tig, kühn und entschlossen, packte mit 
an, wo es erforderlich war und blieb im-
mer fair“ (Erika Draeger, Stolpersteine in 
Hamburg-Barmbek und Hamburg-Uh-
lenhorst, S. 59). Die Arbeiter wählten ihn 
1928 in die Bürgerschaft, 1931 wurde er 
KPD-Abgeordneter für Cuxhaven, das 
damals zu Hamburg gehörte. Kein Wun-
der, dass André bei den Nazis verhasst 
war! Er wurde am 5. März 1933 von der 
Gestapo  verhaftet, nachdem er noch am 
4. März an einer Wahlkampfveranstal-
tung in Cuxhaven teilgenommen hatte. 
Über drei  Jahre saß er in Einzelhaft und 
war brutalsten Folterungen ausgesetzt. 
Ungebrochen nahm er das Urteil des 
Gerichts unter dem Vorsitz von Otto 
Roth hin: Tod durch Enthauptung. Als 
sich dies im Polizeigefängnis Fuhlsbüttel 
herumsprach, traten die Häftlinge in ei-
nen spontanen Proteststreik. Auch eine 
internationale Protestbewegung konnte 
die Vollstreckung des Urteils nicht ver-
hindern.
Mit dem Abriss des Wohnhauses ist nun 
der Gedenkstein verschwunden und 
wurde bisher nicht ersetzt.  Zufall oder 
Absicht? Wer ist dafür verantwortlich? 
Wann wird der Stolperstein ersetzt?  
Mh

Wer ist 
Hartmut Dudde ?
Hartmut Dudde wurde im 
Sommer 2016 zum Leiter 
des Vorbereitungsstabes 
und zum Polizeiführer der 
Gipfeleinsätze ernannt. 
Unter dem Rechtspopulisten Ronald Schill 
hat er Karriere gemacht und in seiner Zeit 
in der Gesamteinsatzleitung der Bereit-
schaftspolizei mehrfach Rechtsbrüche 
begangen. Er ist der Erfinder der „Ham-
burger Linie“- Mehrfach haben Gerichte 
festgestellt, dass von ihm angeordnete 
Vorgehensweisen gegen Versammlungen 
rechtswidrig waren: Einkesselungen, In-
gewahrsamnahmen, Versammlungsauflö-
sungen. Der Senat aus SPD und Grünen hat 
mit der Personalentscheidungen ein Zei-
chen gegen das Grundrecht auf Versamm-
lungsfreiheit gesetzt.
Elke Steven in „junge welt“ 1.3.17

Scheinheiliger des Jahres -  
Horst Seehofer (CSU) 
Er forderte nach den Übergriffen auf Frauen 
zu Sylvester 2015/16 härtere Strafen für 
straffälige Migranten. 1997 hat er als Bun-
destagsabgeordneter gegen die Strafbarkeit 
von Vergewaltigung in der Ehe gestimmt.
Position, Magazin der SDAJ 1-17

Richterspruch
Der letzte Angeklagte auf Grund der Silve-
sternacht 2015/16 ist freigesprochen. Der 
Beschuldigte hat weder die Tat begangen, 
noch war er in der Nähe des Tatorts. Wie 
konnte er angeklagt werden und 7 Monate 
in Untersuchungshaft sitzen? fragt die Rich-
terin.  

Unser Verlangen nach einer Welt des 
Friedens, der globalen Gerechtigkeit 
und der grenzenlosen Solidarität 
wird unüberhörbar sein (Aufruf gegen 
den G20 Gipfel)
Während das Abendblatt fast täglich Ge-
walt herbeiredet, wird über die Gründe 
für den Protest gegen den Gipfel nicht 
berichtet. 
Während in Syrien, in Kurdistan, im Irak, 
in der Ukraine Krieg stattfindet, wäh-
rend über 65 Millionen Menschen auf 
der Flucht sind, während überall auf der 
Welt Hass und Rassismus zunehmen, 
während die soziale Spaltung Menschen 
in die Armut stürzt ( 8 Männer haben 
mehr Vermögen als die Hälfte der Welt-
bevölkerung zusammen), treffen sich 
die Herren der Welt Anfang Juli in Ham-
burg.
Die dort versammelten Staats- und Re-
gierungschefs entscheiden eigenmäch-

tig, wer eingeladen wird und wer nicht. 
Die Ergebnisse solcher Treffen unterlie-
gen keiner demokratischen Kontrolle, 
sollen aber auch für den Rest der Welt 
gelten. Die Tendenz jenseits demokra-
tischer Legitimation in die Souveränität 
von Nationalstaaten einzugreifen, zeigte 
und zeigt sich auch beim Vorgehen der 
sogenannten Troika gegen Griechen-
land und in den Kriegen in Afghanistan, 
im Irak, in Libyen und in Syrien. 
Mögen sich die Staatschefs in den Mes-
sehallen und in den Nobelhotels ver-
barrikadieren.Die Straßen werden den 
Menschen gehören, die den Gipfel nicht 
eingeladen haben.
Wir laden alle Menschen ein, die unsere 
Hoffnung auf eine Welt des Frieden und 
der Gerechtigkeit teilen, am 

Sa. 8. Juli  ab Moorweide  
zu demonstrieren.

Frieden – Arbeit – Solidarität 
statt Treffen der G20

Den Hals aus der Schlinge ziehen
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Nächster Treff : Montag, 2. Mai 2017, 19 Uhr,
Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter Landstraße 41

Unsere Zeit
Zeitung der DKP

jetzt online unter:
www.unsere-zeit.de

2. - 5. Juni , Köln , Rheinwiesen  ;  http://www.festival-der-jugend.de

Am 3. März 2017 eröffnete in Barm-
bek, in der Fuhlsbüttlerstraße 257 
der Laden „Nordic Company“, genau 
gegenüber  einem chinesischen Re-
staurant und einer Moschee.  Hier 
wird überwiegend Neonazi-Klei-
dung der Bekleidungsmarke „Thor 
Steinar“ verkauft, diese Kleidung 
wird extra  gezielt von Neonazis für 
Neonazis produziert und verkauft.
Da das Tragen und Veröffentlichen 
von Symbolen des Nationalsozia-
lismus in Deutschland verboten ist, 
bedienen sich die Neonazis heute 

neuer und eigener Symbole, die für Au-
ßenstehende auf den ersten Blick nicht 
als solche zu erkennen sind. Das Tragen 
Thor-Steinar-Kleidung ist im Bundestag, 
in mehreren Landtagen und in Fußball-
stadien verboten.
Nachdem bereits nur einen Tag nach der 
Eröffnung etwa drei Dutzend Menschen 
gegen den Laden demonstriert hatten,  
gab es nun eine Woche später eine grö-
ßere Kundgebung mit  500 Teilnehmern, 
die absolut friedlich demonstrierten. 
In vielen Läden in der Fuhlsbüttlerstra-
ße hingen Plakate mit der Aufschrift : 

„Barmbek sagt nein zu Thor Steinar“.
Die Polizei hatte die Fuhlsbüttler Straße 
rund um den Laden abgesperrt und war 
mit einem  Großaufgebot vor Ort, sogar 
mit vier neuen Wasserwerfern ( Stückpreis 
rund 1 Mio. Euro ) und einem Räumpan-
zer.
Es ist nicht das erste Mal, dass „Thor Stei-
nar“ versucht im Großraum Hamburg 
Fuß zu fassen,es gab bereits Läden in der 
Hamburger Innenstadt, in Norderstedt 
und Glinde, die alle nach heftige Pro-
testen innerhalb kurzer Zeit wieder schlie-
ßen mussten.
Weder in Barmbek noch anderswo wollen 
wir einen Anlaufpunkt für Neonazis, die 
hier ihre menschenverachtende Ideolo-
gie verbreiten, sich im Laden vernetzen 
wollen.  
Faschismus ist keine Meinung sondern 
ein Verbrechen. Zudem müssen wir ver-
hindern, auch mit Blick auf die AfD,  dass 
Faschismus durch solche Läden und de-
ren Mode verharmlost und wieder gesell-
schaftsfähig wird. 

Es bleibt dabei, 
Barmbek bleibt nazifrei !

Andre

März 2017 - Proteste gegen Nazi-Laden in Barmbek

Demonstration gegen Thor Steinar Laden am  10.3.17

In der Werkstatt Stühle bauen? Lernen 
Nazisymbole zu erkennen? Sich auf 
die nächste Demo vorbereiten? Gegen 
Stammtischparolen argumentieren? 
Über Deutschlands Reaktionen auf 
Trump diskutieren? Eigene Rap-Texte 
schreiben? All das ist und noch viel mehr 
ist möglich auf dem Festival der Jugend. 
Das Programm kannst Du auf der web-
site sehen.
Sozialistische deutsche Arbeiterju-
gend (SDAJ )

Lärmschutz
Volkspetition für mehr Nachtruhe  am Flughafen
Der BUND hat in seinem Lärmschutzgutachten festge-
stellt, dass 2016 das seit 15 Jahren lauteste Jahr  am 
Flughafen Fuhlsbüttel war.
Seit dem 1. März ist nun eine Volkspetition (10 000 
Unterschriften müssen gesammelt werden) gestartet,
Von 22 Uhr bis 6 Uhr am Morgen soll ein absolutes 
Nachtflugverbot bestehen.
 Unterschriftenlisten bekommt man beim BUND.
www. bund-hamburg.bund.net

Wer die Welt verändern will, 
braucht Mitstreiter !

Mitglied der DKP werden


